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Rechtsquellen 

zu den Leitlinien für den Umgang mit sexuellem Missbrauch 

Minderjähriger und erwachsener Schutzbefohlener durch Kleriker, 

Ordensangehörige und andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 

Bereich der Deutschen Bischofskonferenz 

 
 
StGB – Strafgesetzbuch  
Die vollständigen Gesetzestexte zum 13. Abschnitt des Strafgesetzbuches 
unter http://www.gesetze-im-internet.de/stgb 
 
Erwähnt seien hier insbesondere 
§ 174 StGB ff  Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen 
§ 176 StGB ff  Sexueller Missbrauch von Kindern 
§ 177 StGB   Sexuelle Nötigung, Vergewaltigung 
§ 179 StGB   Sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Personen  
§ 180 StGB   Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger 
§ 182 StGB   Sexueller Missbrauch von Jugendlichen 
§ 184 StGB ff  Verbreitung pornographischer Schriften 
§ 203 StGB  Verletzung von Privatgeheimnissen 
 
SGB VIII – Achtes Buch Sozialgesetzbuch - Kinder und Jugendhilfegesetz  
siehe http://www.gesetze-im-internet.de/sgb_8  
Fassung aufgrund des Gesetzes zur Stärkung eines aktiven Schutzes von 
Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutzgesetz) vom 22.12.2011 
(BGBl. I S. 2975) m.W.v. 01.01.2012. 
 
§ 72a Tätigkeitsausschluss einschlägig vorbestrafter Personen 
(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe dürfen für die Wahrnehmung der 
Aufgaben in der Kinder- und Jugendhilfe keine Person beschäftigen oder 
vermitteln, die rechtskräftig wegen einer Straftat nach den §§ 171, 174 bis 
174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184f, 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 
des Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei 
der Einstellung oder Vermittlung und in regelmäßigen Abständen von den 
betroffenen Personen ein Führungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und § 30a 
Absatz 1 des Bundeszentralregistergesetzes vorlegen lassen. 
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit 
den Trägern der freien Jugendhilfe sicherstellen, dass diese keine Person, die 
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wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, beschäftigen. 
(3) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer 
Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach 
Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet 
oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
über die Tätigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von 
Art, Intensität und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur 
nach Einsichtnahme in das Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden 
dürfen. 
(4) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Trägern der 
freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass unter deren 
Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tätige Person, die wegen einer Straftat nach 
Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet 
oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
mit den Trägern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen über die Tätigkeiten schließen, die 
von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensität und Dauer des Kontakts 
dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnahme in das 
Führungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden dürfen. 
(5) Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen von den nach den Absätzen 3 und 4 
eingesehenen Daten nur den Umstand, dass Einsicht in ein Führungszeugnis genommen 
wurde, das Datum des Führungszeugnisses und die Information erheben, ob die das 
Führungszeugnis betreffende Person wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskräftig 
verurteilt worden ist. Die Träger der öffentlichen und freien Jugendhilfe dürfen diese 
erhobenen Daten nur speichern, verändern und nutzen, soweit dies zum Ausschluss der 
Personen von der Tätigkeit, die Anlass zu der Einsichtnahme in das Führungszeugnis gewesen 
ist, erforderlich ist. Die Daten sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schützen. Sie sind 
unverzüglich zu löschen, wenn im Anschluss an die Einsichtnahme keine Tätigkeit nach 
Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 wahrgenommen wird. Andernfalls sind die Daten 
spätestens drei Monate nach der Beendigung einer solchen Tätigkeit zu löschen. 
 
Codex des Kanonischen Rechtes – Codex iuris canonici 1983 
Can. 220 – Niemand darf den guten Ruf, den jemand hat, rechtswidrig schädigen und das 
persönliche Recht eines jeden auf den Schutz der eigenen Intimsphäre verletzen. 
 
Can. 695 - § 1. Ein Mitglied muss aufgrund der in den cann. 1397, 1398 und 1395 genannten 
Straftaten entlassen werden, außer der Obere ist bei den in can. 1395, § 2 genannten Straftaten 
der Ansicht, dass eine Entlassung nicht unbedingt nötig ist und dass für die Besserung des 
Mitglieds, für die Wiederherstellung der Gerechtigkeit und für die Wiedergutmachung des 
Ärgernisses anderweitig hinreichend gesorgt werden kann. 
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§ 2. In diesen Fällen hat der höhere Obere, nachdem die Beweise in Bezug auf die 
Tatbestände und die Zurechenbarkeit erhoben sind, dem zu entlassenden Mitglied die 
Anklage und die Beweise zur Kenntnis zu bringen und ihm Gelegenheit zur Verteidigung zu 
geben. Alle Akten sind vom höheren Oberen und vom Notar zu unterzeichnen und zusammen 
mit den von dem Mitglied schriftlich abgefassten und von ihm selbst unterschriebenen 
Stellungnahmen dem obersten Leiter zu übersenden. 
 
Can. 983 - § 1. Das Beichtgeheimnis ist unverletzlich, dem Beichtvater ist es daher streng 
verboten, den Pönitenten durch Worte oder auf irgendeine andere Weise und aus irgendeinem 
Grund irgendwie zu verraten. 
§ 2. Zur Wahrung des Geheimnisses sind auch, falls beteiligt, der Dolmetscher und alle 
anderen verpflichtet, die auf irgendeine Weise aus der Beichte zur Kenntnis von Sünden 
gelangt sind. 
 
Can. 984 - § 1. Ein Gebrauch des aus der Beichte gewonnenen Wissens, der für den 
Pönitenten belastend wäre, ist dem Beichtvater streng verboten, auch wenn jede Gefahr, dass 
etwas bekannt werden könnte, ausgeschlossen ist. 
§ 2. Wer eine leitende Stellung einnimmt, darf die Kenntnis von Sünden, die er zu irgendeiner 
Zeit aus der Entgegennahme einer Beichte erlangte, auf keine Weise bei der äußeren Leitung 
gebrauchen. 
 
Can. 1378 - § 1. Ein Priester, der gegen die Vorschrift des can. 977 handelt, zieht sich die dem 
Apostolischen Stuhl vorbehaltene Exkommunikation als Tatstrafe zu. 
§ 2. Die Tatstrafe des Interdikts oder, falls es sich um einen Kleriker handelt, der Suspension, 
zieht sich zu: 

1° wer ohne Priesterweihe das eucharistische Opfer zu feiern versucht; 
2° wer außer dem in § 1 genannten Fall, obwohl er die sakramentale Absolution nicht 
gültig erteilen kann, diese zu erteilen versucht oder die sakramentale Beichte hört. 

 
Can. 1387 - Ein Priester, der bei der Spendung des Bußsakramentes oder bei Gelegenheit oder 
unter dem Vorwand der Beichte einen Pönitenten zu einer Sünde gegen das sechste Gebot des 
Dekalogs zu verführen versucht, soll, je nach Schwere der Straftat, mit Suspension, mit 
Verboten, mit Entzug von Rechten und, in schwereren Fällen, mit der Entlassung aus dem 
Klerikerstand bestraft werden. 
 
Can. 1388 - § 1. Ein Beichtvater, der das Beichtgeheimnis direkt verletzt, zieht sich die dem 
Apostolischen Stuhl vorbehaltene Exkommunikation als Tatstrafe zu; verletzt er es aber nur 
indirekt, so soll er je nach Schwere der Straftat bestraft werden. 
§ 2. Dolmetscher und andere in can. 983, § 2 genannte Personen, die das Geheimnis verletzen, 
sollen mit einer gerechten Strafe belegt werden, die Exkommunikation nicht ausgenommen. 
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Can. 1395 - § 1. Ein Kleriker, der, außer dem in can. 1394 erwähnten Fall, in einem 
eheähnlichen Verhältnis lebt, sowie ein Kleriker, der in einer anderen äußeren Sünde gegen 
das sechste Gebot des Dekalogs verharrt und dadurch Ärgernis erregt, sollen mit der 
Suspension bestraft werden, der stufenweise andere Strafen bis zur Entlassung aus dem 
Klerikerstand hinzugefügt werden können, wenn die Straftat trotz Verwarnung andauert. 
§ 2. Ein Kleriker, der sich auf andere Weise gegen das sechste Gebot des Dekalogs verfehlt 
hat, soll, wenn nämlich er die Straftat mit Gewalt, durch Drohungen, öffentlich oder an einem 
Minderjährigen unter sechzehn Jahren begangen hat, mit gerechten Strafen belegt werden, 
gegebenenfalls die Entlassung aus dem Klerikerstand nicht ausgenommen. 
 
Can. 1408 - Jedermann kann vor dem Gericht seines Wohnsitzes oder Nebenwohnsitzes 
belangt werden. 
 
Can. 1412 - In Strafverfahren kann jemand, auch in Abwesenheit, vor dem Gericht jenes 
Ortes angeklagt werden, in dem die Straftat begangen worden ist. 
 
Can. 1717 - § 1. Erhält der Ordinarius eine wenigstens wahrscheinliche Kenntnis davon, dass 
eine Straftat begangen worden ist, so soll er selbst oder durch eine andere geeignete Person 
vorsichtig Erkundigungen über den Tatbestand, die näheren Umstände und die strafrechtliche 
Zurechenbarkeit einziehen, außer dies erscheint als gänzlich überflüssig. 
§ 2. Es muss vorgebeugt werden, dass nicht aufgrund dieser Voruntersuchung jemandes guter 
Ruf in Gefahr gerät. 
§ 3. Der Voruntersuchungsführer hat dieselben Vollmachten und Pflichten wie der 
Vernehmungsrichter im Prozess; in einem späteren Strafprozess kann er nicht als Richter tätig 
sein. 
 
Can. 1719 - Die Voruntersuchungsakten und die Dekrete des Ordinarius, mit denen die 
Voruntersuchung eingeleitet oder abgeschlossen wird, sowie alle Vorgänge, die der 
Voruntersuchung vorausgehen, sind, falls sie für einen Strafprozess nicht notwendig sind, im 
Geheimarchiv der Kurie abzulegen. 
 
Can. 1722 - Zur Vermeidung von Ärgernissen, zum Schutz der Freiheit der Zeugen und zur 
Sicherung des Laufs der Gerechtigkeit kann der Ordinarius nach Anhören des 
Kirchenanwaltes und Vorladung des Angeklagten bei jedem Stand des Prozesses den 
Angeklagten vom geistlichen Dienst oder von einem kirchlichen Amt und Auftrag 
ausschließen, ihm den Aufenthalt an einem bestimmten Ort oder in einem Gebiet auferlegen 
oder untersagen oder ihm auch die öffentliche Teilnahme an der heiligen Eucharistie 
verbieten; alle diese Maßnahmen sind bei Wegfall des Grundes aufzuheben, und sie sind von 
Rechts wegen mit der Beendigung des Strafprozesses hinfällig. 
 
Can. 1728 - § 1. Unbeschadet der Canones dieses Titels sind im Strafprozess, soweit von der 
Natur der Sache her möglich, die Canones über das Gerichtswesen im allgemeinen und über 
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das ordentliche Streitverfahren anzuwenden, wobei die besonderen Vorschriften über 
Verfahren zu beachten sind, die das allgemeine Wohl betreffen. 
§ 2. Der Angeklagte ist nicht verpflichtet, eine Straftat einzugestehen; auch kann ihm die 
Eidesleistung nicht abverlangt werden. 
 
Normen über die schwerwiegenden Delikte – Normae de gravioribus delictis  
in der Fassung vom 21. Mai 20101 
siehe http://www.dbk.de/themen/thema-sexueller-missbrauch/ (s. Vatikan-Dokumente) 
 
Teil 1 Substantielle Normen 
 
Art. 4 SST - § 1. Die der Kongregation für die Glaubenslehre vorbehaltenen 
schwerwiegenderen Straftaten gegen die Heiligkeit des Bußsakraments sind:  

1° Die Lossprechung des Mitschuldigen an einer Sünde gegen das sechste Gebot nach 
can. 1378 § 1 des Kodex des kanonischen Rechts

 
und can. 1457 des Kodex der 

Kanones der orientalischen Kirchen.  
2° Der Versuch der sakramentalen Lossprechung oder das verbotene Hören der 
Beichte nach can. 1378 § 2, 2

 
des Kodex des kanonischen Rechts. 

3° Das Vortäuschen der sakramentalen Lossprechung nach can. 1379 des Kodex des 
kanonischen Rechts

 
und can. 1443 des Kodex der Kanones der orientalischen Kirchen.  

4° Die Verführung zu einer Sünde gegen das sechste Gebot des Dekalogs bei der 
Spendung oder bei Gelegenheit oder unter dem Vorwand der Beichte nach can. 1387 
des Kodex des kanonischen Rechts

 
und can. 1458 des Kodex der Kanones der 

orientalischen Kirchen.  
5° Die direkte oder indirekte Verletzung des Beichtgeheimnisses nach can. 1388 § 1 
des Kodex des kanonischen Rechts

 
und can. 1456 § 1 des Kodex der Kanones der 

orientalischen Kirchen.  
§ 2. Unbeschadet der Vorschrift von § 1, 5

 
ist der Kongregation für die Glaubenslehre auch 

die schwerwiegendere Straftat vorbehalten, die darin besteht, die vom Beichtvater oder vom 
Pönitenten in einer echten oder vorgetäuschten sakramentalen Beichte gesagten Dinge mit 
irgendeinem technischen Hilfsmittel aufzunehmen oder in übler Absicht durch die sozialen 
Kommunikationsmittel zu verbreiten. Wer diese Straftat begeht, soll je nach Schwere des 
Verbrechens bestraft werden, im Fall eines Klerikers die Entlassung oder Absetzung nicht 
ausgeschlossen.  
 
 

                                                 
1 Papst Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben motu proprio datae Sacramentorum sanctitatis tutela 

[SST] vom 30. April 2001. Der in diesem Schreiben angekündigte normative Teil liegt in seiner geltenden 
Form als Normae de delictis Congregationi pro Doctrina Fidei reservatis seu Normae de delictis contra 
fidem necnon de gravioribus delictis vom 21. Mai 2010 vor. [Diese Normen werden zitiert unter Nennung 
des entsprechenden Artikels und unter Zufügung des Kürzels für das Bezugsdokument: SST.] 

 

http://www.dbk.de/themen/thema-sexueller-missbrauch/
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Art. 6 SST - § 1. Die der Kongregation für die Glaubenslehre vorbehaltenen 
schwerwiegenderen Vergehen gegen die Sitten sind:  

1° Die von einem Kleriker begangene Straftat gegen das sechste Gebot mit einem 
Minderjährigen unter achtzehn Jahren; bezüglich dieser Straftat wird dem 
Minderjährigen eine Person gleichgestellt, deren Vernunftgebrauch habituell 
eingeschränkt ist.  
2° Der Erwerb, die Aufbewahrung und die Verbreitung pornographischer Bilder von 
Minderjährigen unter vierzehn Jahren in jedweder Form und mit jedwedem Mittel 
durch einen Kleriker in übler Absicht.  

§ 2. Ein Kleriker, der die Straftaten nach § 1 begangen hat, soll je nach Schwere des 
Verbrechens bestraft werden, die Entlassung oder Absetzung nicht ausgeschlossen. 
 
Art. 7 SST - § 1. Unbeschadet des Rechts der Kongregation für die Glaubenslehre, von der 
Verjährung in einzelnen Fällen zu derogieren, unterliegt die strafrechtliche Verfolgung der 
Straftaten, die der Kongregation für die Glaubenslehre vorbehalten sind, einer 
Verjährungsfrist von zwanzig Jahren.  
§ 2. Die Verjährung läuft nach can. 1362 § 2 des Kodex des kanonischen Rechts

 
und can. 1152 

§ 3 des Kodex der Kanones der orientalischen Kirchen. Bei der Straftat nach Art. 6 § 1, 1
 

dagegen beginnt die Verjährung mit dem Tag zu laufen, an dem der Minderjährige das 
achtzehnte Lebensjahr vollendet hat. 
 
Art. 16 SST - Wann immer der Ordinarius oder Hierarch eine mindestens wahrscheinliche 
Nachricht über eine schwerwiegendere Straftat erhält, muss er nach Durchführung einer 
Voruntersuchung die Kongregation für die Glaubenslehre darüber informieren. Wenn die 
Kongregation den Fall nicht aufgrund besonderer Umstände an sich zieht, beauftragt sie den 
Ordinarius oder den Hierarchen, weiter vorzugehen, unbeschadet des Rechts, gegebenenfalls 
gegen ein Urteil erster Instanz an das Oberste Gericht der Kongregation zu appellieren. 
 
Art. 19 SST- Unbeschadet des Rechts des Ordinarius oder des Hierarchen, mit Beginn der 
Voruntersuchung Maßnahmen nach can. 1722 des Kodex des kanonischen Rechts und 
can. 1473 des Kodex der Kanones der orientalischen Kirchen zu ergreifen, besitzt dieselbe 
Vollmacht auch der turnusgemäße Vorsitzende des Gerichts auf Antrag des Kirchenanwalts 
unter den Bedingungen, die in den genannten Kanones festgeschrieben sind. 
 
Art. 21 SST - § 1. Die der Kongregation für die Glaubenslehre vorbehaltenen 
schwerwiegenderen Straftaten müssen in einem kanonischen Strafprozess untersucht werden.  
§ 2. Es steht der Kongregation für die Glaubenslehre jedoch frei:  

1° In einzelnen Fällen von Amts wegen oder auf Antrag des Ordinarius oder des 
Hierarchen zu entscheiden, gemäß can. 1720 des Kodex des kanonischen Rechts

 
und 

can. 1486 des Kodex der Kanones der orientalischen Kirchen
 
auf dem Weg eines 

außergerichtlichen Dekrets vorzugehen; unbefristete Sühnestrafen können jedoch nur 
im Auftrag der Kongregation für die Glaubenslehre verhängt werden.  
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2° Sehr schwerwiegende Fälle, bei denen die begangene Straftat offenkundig ist und 
dem Angeklagten die Möglichkeit zur Verteidigung gegeben worden war, direkt dem 
Papst zur Entscheidung über die Entlassung aus dem Klerikerstand oder über die 
Absetzung zusammen mit der Dispens von der Zölibatsverpflichtung vorzulegen. 

 
Art. 24 SST - § 1. In den Verfahren über Straftaten nach Art. 4 § 1 kann das Gericht den 
Namen des Anklägers weder dem Angeklagten noch seinem Anwalt mitteilen, es sei denn, der 
Ankläger hat ausdrücklich zugestimmt.  
§ 2. Das Gericht muss dabei mit besonderer Aufmerksamkeit die Glaubwürdigkeit des 
Anklägers beurteilen.  
§ 3. Immer ist jedoch darauf zu achten, dass jedwede Gefahr einer Verletzung des 
Beichtgeheimnisses absolut vermieden wird. 
 
 


	§ 203 StGB  Verletzung von Privatgeheimnissen

